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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Einführung eines 
Genehmigungsverfahrens für die Einfuhr von Baumwollgarnen aus dritten Ländern 
in das Vereinigte Königreich 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1025/70 
des Rates vom 25. Mai 1970 zur Festlegung einer ge- 
meinsamen Regelung für die Einfuhr aus dritten 
Ländern^), insbesondere auf Artikel 10, 

nach Anhörung des gemäß Artikel 5 der genann- 
ten Verordnung eingesetzten Beratenden Ausschus- 
ses, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Aufgrund eines Antrags der britischen Regierung 
vom 17. Dezember 1973 hat die Kommission mit 
Verordnung Nr. 335/74 vom 8. Februar 1974 2) gemäß 
Artikel 10 der Verordnung Nr. 1025/70 ein Geneh- 
migungsverfahren für die Einfuhr von Baumwollgar- 
nen mit Ursprung und Herkunft aus Drittländern in 
das Vereinigte Königreich eingeführt, für das die 
gleichen Bedingungen gelten, die in der Verordnung 
Nr. 2631/73 des Rates vom 27. September 1973 über 
die Einführung des gleichen Verfahrens für die Zeit 
vom 1. April 1973 bis 31. Dezember 1973 vorgesehen 
sind. 

Aus den von der britischen Regierung bei der An- 
hörung im Beratenden Ausschuß vorgelegten stati- 
stischen Unterlagen und sonstigen Auskünften geht 
hervor, daß eine sofortige Liberalisierung der Ein- 
fuhren von Baumwollgarnen gegenüber den in An- 
hang II der Verordnung (EWG) Nr. 1025/70 aufge- 
führten Ländern unter den gegenwärtigen Umstän- 
den noch die Gefahr eines ernsthaften und schwer 


zu behebenden Schadens für die britischen Baum- 
wollspinnereien nach sich ziehen würde; insbeson- 
dere besteht die Gefahr, daß sich die Beschäftigungs- 
lage durch Beeinträchtigung des Umstellungsprozes- 
ses dieser Industrie verschlechtert. 

Es ist deshalb erforderlich, die Schutzmaßnahmen 
in Form einer Beschränkung der Einfuhr von Baum- 
wollgarnen zu verlängern. 

Um drohende Schäden abzuwenden, sind Schutz- 
maßnahmen für die Zeit bis zum 31. Dezember 1974 
zu erlassen. 

Da die Gefahr eines schweren Schadens durch Ein- 
fuhren verursacht wird, die für die Märkte des Ver- 
einigten Königreichs bestimmt sind, erscheint es un- 
ter Berücksichtigung der bestehenden Handels- 
ströme zur Zeit gerechtfertigt, diese Schutzmaßnah- 
men auf die Einfuhren in das Vereinigte Königreich 
zu beschränken. 

Diese vorläufigen Schutzmaßnahmen müssen so 
gestaltet sein, daß sie den Abschluß des Umstel- 
lungsprozesses erleichtern und die Liberalisierung 
der betreffenden Einfuhren zum Ende des Jahres 
1974 gestatten. 

Mit Rücksicht auf die Erzeugung und den Ver- 
brauch im Vereinigten Königreich sowie die Ent- 
wicklung der Einfuhren aus Drittländern, die infolge 
der Liberalisierung der Einfuhren aus bestimmten 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 124 
vom 8. Juni 1970 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 37 
vom 9. Februar 1974 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 272 
vom 29. September 1973 
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Mittelmeerländern aufgrund der Abkommen zwi- 
schen der Gemeinschaft und diesen Ländern erheb- 
lich angestiegen sind, ist es angezeigt, diese Einfuh- 
ren auf den für 1973 festgelegten Stand zu beschrän- 
ken. 

Diese Schutzmaßnahmen können aufgrund der 
Einfuhrentwicklung in anderen Gebieten der Ge- 
meinschaft geändert oder aufgehoben werden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Die nachgenannten Erzeugnisse aus den in An- 
hang II der Verordnung (EWG) Nr, 1025/70 des 
Rates aufgeführten Drittländern, mit Ausnahme 
der im Anhang aufgeführten Länder, dürfen in 
das Vereinigte Königreich Großbritannien und 
Nordirland nur gegen Vorlage einer Einfuhrge- 
nehmigung eingeführt werden. Die Einfuhren 
werden für die Zeit vom 1. Januar 1974 bis 31. 
Dezember 1974 auf folgende Mengen begrenzt: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 


55.05 Baumwollgarnen, nicht in Aufmachungen für den 
Einzelverkauf 

55.06 Baumwollgarne in Aufmachungen für den Einzel- 
verkauf 


17 000 Tonnen 


2. Die in Absatz 1 vorgesehenen Einfuhrgenehmi- 
gungen werden vom Vereinigten Königreich 
Großbritannien und Nordirland erteilt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
7. März 1974 - Il4 -680 70- E- Ba 17174: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 22. Februar 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der Beschlußfassung durch den Rat ist alsbald zu rechnen. 
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In Artikel 1 genannter Anhang 

Australien 

Österreich 

Kanada 

Zypern 

Spanien 

Finnland 

Griechenland 

Island 

Israel 

Libanon 

Malta 

Marokko 

Neuseeland 

Norwegen 

Portugal 

Schweden 

Schweiz (einschließlich Liechtenstein) 

Tunesien 

Türkei 

USA 
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Begründung 

1. Die Gemeinschaft hatte für die Zeit vom 1. April 
bis zum 31. Dezember 1973 ein Genehmigungsver- 
fahren für die Einfuhr von Baumwollgarnen aus 
Drittländern in das Vereinigte Königreich einge- 
führt ^). 

Die Verordnungen, mit denen die Kommission und 
der Rat diese Regelung eingeführt hatten, wurden, 
damit begründet, daß in diesem Mitgliedstaat für 
Baumwollgarne, deren Einfuhr in die Gemeinschaft 
aufgrund der Verordnung 1025/70 liberalisiert ist 2), 
vor dem 1. April 1973 als die Verordnung 1025/70 
im Vereinigten Königreidi in Kraft trat, ein Kontin- 
gentierungssystem sowohl im Rahmen vertraglicher 
Bestimmungen als auch in Form nationaler Kontin- 
gente bestand. 

Mit der Anwendung der Verordnung 1025/70 hätte 
diese Kontingentierung ab 1 . April 1973 aufgehoben 
werden müssen. Die britische Regierung hatte mit 
der Begründung, daß eine plötzliche Liberalisierung 
ernsthafte wirtschaftliche und soziale Schwierigkei- 
ten hervorrufen würde, die Kommission um die Ge- 
nehmigung für Schutzmaßnahmen gebeten. Nach An- 
hörung des Beratenden Ausschusses der Verord- 
nung 1025/70 war beschlossen worden, das Verei- 
nigte Königreich zu ermächtigen, die Einfuhr von 
Baumwollgarnen in der Zeit vom 1. April bis 31, De- 
zember 1973 für 12 750 Tonnen von der Vorlage, 
einer Genehmigung abhängig zu machen. 

2. Am 17. Dezember 1973 bat die britische Regie- 
rung die Kommission, diese Schutzmaßnahmen noch 
für einige Zeit beizubehalten. 

Am 10. Januar 1974 wurde der Beratende Ausschuß 
der Verordnung 1025/70 des Rates einberufen. 

In dieser Sitzung begründete die britische Delega- 
tion ihren Antrag damit, daß wie 1973 die sofortige 
Liberalisierung für Baumwollgarne immer noch eine 
ernsthafte Bedrohung für die britische Industrie dar- 
stelle, die im Nordwesten Englands konzentriert sei 
und dort den größten Teil der Arbeitskräfte beschäf- 
tige. Die Umstellung dieser Arbeitskräfte sei bereits 
seit mehreren Jahren im Gange (72 500 Beschäftigte 
1962 gegenüber 34 400 im Jahre 1972). Dieser Prozeß 
könne jedoch nur schrittweise, unter anderem dank 
der Beibehaltung eines gewissen Schutzes gegen- 
über den Einfuhren aus Drittländern durchgeführt 
werden. Eine plötzliche Liberalisierung hätte eine 
bedeutende Zunahme des Einfuhrvolumens aus Nie- 
drigpreisländern, einen Rückgang der Produktion 
und eine Erhöhung der Arbeitslosigkeit zur Folge. 
1973 hätten die britischen Baumwollspinnereien sich 
im übrigen erhöhten Einfuhren aus den Mittelmee'r- 
ländern (insbesondere aus der Türkei) gegenüber- 
gesehen, für die das Vereinigte Königreich seine 
Einfuhr aufgrund des Beitrittsvertrags liberalisiert 
habe. Jede weitere Liberalisierung würde somit eine 
Belastung bedeuten, die für die Industrie nicht ohne 
ernste Folgen bleiben könnte. 


Da die britische Regierung überzeugt ist, daß die An- 
wendung von Schutzmaßnahmen eine Ausnahme 
darstellen muß, beabsichtigt sie jedoch, Maßnahmen 
zu treffen, um die Umstellung der betroffenen Indu- 
strie so rasch wie möglich zu verwirklichen. 

Im Laufe der Anhörung wurde von einigen Delega- 
tionen die Auffassung vertreten, daß das Vereinigte 
Königreich mit der Annahme der Verordnung 1025/ 
70 während der Beitrittsverhandlungen bereits die 
Liberalisierung für Baumwollgarne ab 1. April 1973 
vorgesehen habe. Wenn der Rat dem Vereinigten 
Königreich trotzdem Schutzmaßnahmen eingeräumt 
habe, so daß dieser Staat für die Zeit vom 1. April 
bis 31. Dezember 1973 die Einfuhr der betreffenden 
Waren von einer Genehmigung abhängig machen 
könne, so hätten diöse Maßnahmen den britischen 
Spinnereien die Umstrukturierung erleichtern müs- 
sen, die ihr die Verwirklichung der freien Einfuhr 
ermöglichen sollte. Die nachteiligen Folgen der 
freien Einfuhr schienen nicht hinreichend bewiesen 
zu sein. Eine neue Schutzmaßnahme müßte gegebe- 
nenfalls streng befristet werden. 

Nach Ansicht anderer Delegationen ist festgestellt 
worden, 

— daß im Falle einer sofortigen Liberalisierung die 
Gefahr eines ernsthaften Schadens für die Spin- 
nereien im Vereinigten Königreich besteht, 

— neue Schutzmaßnahmen somit in Betracht gezo- 
gen werden können, deren Gültigkeitsdauer je- 
doch ein Jahr nicht überschreiten dürfte, 

— die britische Regierung jedoch während dieser 
erneut gewährten Frist alle Kräfte einsetzen muß, 
um diese Ausnahmesituation zu beheben und die 
Umstellung der betreffenden Industrie abzu- 
schließen. 

3. Die Kommission hielt es folglich für erforderlich, 
die vom Rat 1973 beschlossenen Schutzmaßnah- 
men^^ vorübergehend beizubehalten und die Ein- 
fuhr von Baumwollgarnen in Aufmachungen für den 
Einzelverkauf oder nicht (Tarifnummer 55.05, 55,06) 
in das Vereinigte Königreich für 1974 sofort von der 
Vorlage einer Einfuhrgenehmigung gemäß Artikel 
10 Absatz 1 b) der Verordnung 1025/70 des Rates 


1) Verordnung (EWG) 1831 der Kommission (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 185 vom 7. 
Juli 1973) und Verordnung (EWG) 2631 des Rates 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 272 
vom 29. September 1973) 

2) Verordnung 1025/70 des Rates zur Festlegung einer ge- 
meinsamen Regelung für die Einfuhr aus dritten Län- 
dern. 

3) Verordnung (EWG) 2631/73 des Rates vom 29. Sep- 
tember 1973 (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten Nr. L 272 vom 29, September 1973) 
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als vorsorgliche Maßnahme abhängig zu machen 
(Verordnung (EWG) der Kommission 335/74 vom 
8. Februar 1974) ^). 

4. Gemäß Artikel 10 Absatz 2 der Verordnung 
1025/70 unterbreitet die Kommission dem Rat inner- 
halb einer Frist von zehn Werktagen nach Inkrafttre- 
ten der vorstehend in Ziffer 3 genannten Dringlich- 
keitsmaßnahme einen Vorschlag für geeignete Maß- 
nahmen auf diesem Gebiet. 

Der in der Anlage beigefügte Vorschlag für eine 
Verordnung wird dem Rat aufgrund der genannten 
Bestimmungen vorgelegt. 

5, Unter Berücksichtigung der genannten Faktoren 
und Überlegungen weichen die vorgeschlagenen 
Maßnahmen nicht von den Maßnahmen ab, die Ge- 
genstand der von der Kommission vorläufig erlasse- 
nen Verordnung sind. 

Diese auf das Vereinigte Königreich beschränkten 
Maßnahmen sehen vor, daß die Einfuhren in die- 
sem Mitgliedstaat bis zu einer Grenze genehmigt 
werden, die pro rata temporis nicht niedriger sein 
darf, als die für den Zeitraum April/Dezember 1973 
vorgesehenen Grenzen. Eine Menge von 17 000 Ton- 
nen entspricht diesem Kriterium und übersteigt in 
der Praxis dieses Niveau, da das Vereinigte König- 
reich seine Baumwollgarneinfuhren aus den Mittel- 
meerländern liberalisiert hat. 


In bezug auf den geografischen Geltungsbereich der 
betreffenden Maßnahmen scheint es angebracht, an- 
gesichts der Bestimmungen von Artikel XIX des 
GATT eine nicht diskriminierende Lösung zu wäh- 
len. Die Maßnahmen sind somit weiterhin den glei- 
chen Drittländern gegenüber anwendbar, die in der 
in Ziffer 3 genannten Verordnung des Rates aufge- 
führt werden. 

6. Aufgrund der weiteren Entwicklung der Einfuhr 
der betreffenden Waren in die Gemeinschaft behält 
die Kommission sich vor, gegebenenfalls die Ände- 
rung oder Aufhebung der betreffenden Maßnahmen 
vorzuschlagen, wenn die Gefahr eines Schadens be- 
seitigt ist, oder vielmehr diese Maßnahmen auf an- 
dere Teile der Gemeinschaft oder die gesamte Ge- 
meinschaft auszudehnen, wenn die spätere Entwick- 
lung der betreffenden Einfuhren die Gefahr eines 
ernsten Schadens für die Produzenten in anderen Ge- 
bieten als dem Vereinigten Königreich nach sich zie- 
hen könnte. 

7. Dem Rat wird vorgeschlagen, unter Berücksich- 
tigung der in der Verordnung 1025/70 Artikel 10 vor- 
gesehenen Fristen den in der Anlage beigefügten 
Verordnungsvorschlag zu genehmigen. 


4) Verordnung (EWG) 335/74 der Kommission vom 
8. Februar 1974 (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 37 vom 9. Februar 1974) 
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